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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 14. Mai 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 366. Sitzung am 14. Mai 1971 be- 
schlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 28. April 1971 
verabschiedeten 


Gesetz zur Anpassung verschiedener Vor- 
schriften über die Finanzbeziehungen zwi- 
schen dem Bund und den Ländern an die 
Neuregelung der Finanzverfassung 
(Finanzanpassungsgesetz — FAnpG) 

— Drucksachen VI/ 1 77 1 r VI/2023 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Koschnick 


Bonn, den 14. Mai 1971 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 29. April 
1971 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Koschnick 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn -Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 

zum 

Gesetz zur Anpassung verschiedener Vorschriften über die 
Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und den Ländern an 
die Neuregelung der Finanz Verfassung 
(Finanzanpassungsgesetz — FAnpG) 


Zu Artikel 1 

1. Folgender neuer Absatz 2 ist einzufügen: 

„(2) Baunebenkosten sind Zweckausgaben. 
Die Erstattung der Baunebenkosten kann durch 
eine pauschale Abgeltung erfolgen." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
Begründung 

Das Gesetz enthält keine Abgrenzung der Ver- 
waltungsausgaben von den Zweckausgaben. 
Nach Auffassung der Bundesregierung soll diese 
Abgrenzung wie bisher der Praxis überlassen 
bleiben. Das ist unbefriedigend und wird vor 
allem bei den Baunebenkosten zu Schwierig- 
keiten führen. Das Gesetz trifft in Artikel 3 
nur eine Regelung der Baunebenkosten-Erstat- 
tung beim Bundesfernstraßenbau. Bauneben- 
kosten entstehen aber bei sämtlichen Bauvor- 
haben. Es ist notwendig, in diesem Gesetz klar- 
zustellen, daß Baunebenkosten in jedem Fall 
Zweckausgaben sind. Dabei sollte aus Verein- 
fachungsgründen eine pauschale Abgeltung zu- 
gelassen werden. 


Zu Artikel 2 

2. Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

, (2) Das Lastenausgleichsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1909), zuletzt geändert 
durch das Dreiundzwanzigste Gesetz zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes vom 23. De- 
zember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1870), wird 
wie folgt geändert: 

§ 351 erhält folgende Fassung: 

„§ 351 

Verwaltungskosten 

(1) Die Kosten des Bundesausgleichsamtes, 
des Kontrollausschusses, des Ständigen Beirats, 
der Heimatauskunftstellen, der Auskunftstellen, 
der Vororte sowie der Vertreter der Interessen 
des Ausgleichsfonds im Bereich der Länder ein- 
schließlich des Landes Berlin trägt der Bund. 


(2) Im übrigen tragen die Länder einschließ- 
lich des Landes Berlin und die anderen an der 
Durchführung der Vorschriften des Dritten Teils 
dieses Gesetzes beteiligten Gebietskörperschaf- 
ten diejenigen Kosten selbst, die tatsächlich bei 
ihnen anfallen. In den Fällen des § 308 Abs. 1 
Satz 2 tragen die beteiligten Gebietskörper- 
schaften die tatsächlich anfallenden Kosten an- 
teilig; die Landesregierung kann bestimmen, 
wie diese Kosten aufgeteilt werden. 

(3) Sind Ausgleichsbehörden besondere, über 
ihren Gebietsbereich hinausgehende Aufgaben 
übertragen worden, erstattet der Bund die hier- 
durch verursachten Aufwendungen in voller 
Höhe." ' 

Begründung 

Die in Artikel 2 Abs. 2 vorgesehene Streichung 
von § 351 Abs. 2 LAG stützt sich auf Artikel 
104 a Abs. 5 GG, wie aus der Überschrift von 
Artikel 2 ersichtlich ist („Wegfall der Erstattung 
von Verwaltungsausgaben"). Artikel 104 a 
Abs. 5 GG regelt jedoch nur die Rechtsverhält- 
nisse zwischen dem Bund und den Ländern. Die 
Vorschrift ermächtigt den Bund damit nicht, auch 
die Rechtsverhältnisse zwischen den Ländern 
und den kommunalen Gebietskörperschaften 
zum Nachteil der Länder zu verändern. Um der- 
artige Rechtsverhältnisse handelt es sich jedoch 
im Falle des § 351 Abs. 2 LAG. Diese Vorschrift 
bestimmt nämlich, daß die Länder und die an 
der Durchführung des Lastenausgleichs beteilig- 
ten kommunalen Gebietskörperschaften grund- 
sätzlich die bei ihnen anfallenden lastenaus- 
gleichsrechtlichen Verwaltungskosten selbst zu 
tragen haben. 

Die Folge der vom Bundestag vorgesehenen 
Streichung des § 351 Abs. 2 und 3 LAG würde 
darin bestehen, daß die Länder den kommu- 
nalen Gebietskörperschaften die Verwaltungs- 
kosten für die von ihnen wahrgenommenen 
lastenausgleichsrechtlichen Angelegenheiten 
künftig nicht nur hälftig, sondern voll zu er- 
statten hätten, soweit nicht anderweitige landes- 
rechtliche Regelungen bestehen oder getroffen 
werden. 
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Artikel 106 Abs. 8 GG verpflichtet den Bund, 
den Ländern und den kommunalen Gebietskör- 
perschaften den erforderlichen Ausgleich für 
Sonderbelastungen zu gewähren, soweit diese 
Sonderbelastungen durch besondere Einrichtun- 
gen entstehen, die der Bund veranlaßt hat. Von 
diesei Verfassungsnorm werden die innerhalb 
der Länder errichteten Heimatauskunftstellen, 
Auskunftstellen, Vororte und Vertreter der In- 
teressen des Ausgleichsfonds erfaßt, die aus- 
schließlich im Bundesinteresse geschaffen wor- 
den sind und dafür tätig werden. Aus diesem 
Grunde müssen die Länder darauf bestehen, daß 
der Bund auch künftig die Kosten dieser Ein- 
richtungen den Ländern voll erstattet. Entspre- 
chendes hat für die kommunalen Gebietskörper- 
schaften zu gelten, soweit deren Ausgleichs- 
ämter mit Sonderaufgaben (z. B. mit der Wahr- 
nehmung von Zuständigkeiten für Auslandsfälle 
oder für sonstige überörtliche Aufgaben in Son- 
de rzuständigkeit) betraut worden sind, die an- 
dernfalls in der Regel das Bundesausgleichsamt 
wahrzunehmen hätte und infolgedessen aus- 
schließlich «der Entlastung dieser Bundesober- 
behörde dienen. 


3. Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Bei der Beratung des BEG-SchlußG hat sich das 
Land Nordrhein- Westfalen zur Übernahme der 
Zuständigkeit für die Abwicklung des Sonder- 
fonds nach Artikel V BEG-SchlußG nur unter 
der Voraussetzung bereit erklärt, daß die Ver- 
waltungskosten vom Bund getragen werden. 
Die Bundesregierung hat dem zugestimmt, weil 
es sich bei Artikel V BEG-SchlußG um eine 
Sonderregelung handelt, die den Rahmen des 
BEG überschreitet und deshalb vom Bund selbst 
hätte ausgeführt werden müssen. Eine Aufhe- 
bung des Artikels V Nr. 5 Abs. 2 BEG-SchlußG 
wäre somit ein venire contra factum proprium. 
Da es sich bei der Wiedergutmachung um eine 
in ca. drei Jahren auslaufende Aufgabe handelt 
und der Artikel 104 a Abs. 5 Satz 2 GG keinen 
Termin für die Anpassung entgegenstehenden 
Bundesrechts vorschreibt, sollte es bei der bis- 
herigen Rechtslage verbleiben. 


4. Absätze 5 und 6 sind zu streichen. 
Begründung 

Gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 des Weinwirtschafts- 
gesetzes und § 10 Abs. 10 Satz 2 des Absatz- 
fondsgesetzes kann durch Rechtsverordnung be- 
stimmt werden, daß die den Beitrag für den Sta- 
bilisierungs- bzw. den Absatzfonds erhebenden 
Stellen einen bestimmten Hundertsatz bzw. 
einen „angemessenen Betrag" zur Deckung ihrer 
Verwaltungskosten einbehalten dürfen. Die Be- 
gründung der Bundesregierung, daß diese Be- 
stimmungen gegen Artikel 104 a Abs. 5 Satz 1 


GG verstoßen, trifft nicht zu. Artikel 104 a 
Abs. 5 Satz 1 GG stellt nur auf das im Grund- 
gesetz selbst geregelte Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern beim Vollzug von Bundes- 
gesetzen ab. Es handelt sich aber weder beim 
Weinwirtschaftsgesetz noch beim A-bsatzfonds- 
gesetz um Gesetze, die von den Ländern auszu- 
führen sind und für die sie daher die „bei ihren 
Behörden entstehenden Verwaltungsausgaben" 
zu tragen hätten. Beide Gesetze werden viel- 
mehr von je einer rechtlich selbständigen, der 
Aufsicht des Bundes unterstehenden Anstalt des 
öffentlichen Rechts, nämlich dem Stabilisierungs- 
fonds und dem Absatzfonds, ausgeführt. Grund- 
sätzlich ist es daher auch Sache der Fonds, die 
zur Finanzierung ihrer Aufgaben erhobenen Bei- 
träge einzuziehen. Wenn die Gemeinden bei der 
Einziehung einiger Beiträge, die die Fonds nur 
mit großen Schwierigkeiten selbst erheben 
könnten, mitwirken, so kann es sich dabei nur 
um eine Art der Amtshilfe handeln, nicht aber 
kann das dazu führen, daß die Beitragserhebung 
zu einer eigenen Verwaltungsaufgabe neben der 
eigentlichen Verwaltungsaufgabe der Fonds 
wird. Daß beim Wemwirtschaftsgesetz die Ver- 
ordnung vom Land, beim Absatzfondsgesetz 
dagegen vom Bund zu erlassen ist, ist für die 
Beurteilung der Rechtslage ohne Bedeutung. Ar- 
tikel 104 a Abs. 5 Satz 1 GG ist daher nicht 
anwendbar. 

Der Bundesrat hat bereits mit Beschluß vom 
19. Dezember 1969 (BR-Drucksache 599/69) mit 
Recht eine angemessene Kostenbeteiligung der 
Gemeinden bei der Einziehung von Beiträgen 
für den Absatzfonds gefordert. Es kann nicht 
hingenommen werden, daß der Bund durch Auf- 
hebung des § 10 Abs. 10 Satz 2 des Absatz- 
fondsgesetzes dieser Forderung nachträglich die 
Grundlage entzieht. 

Zu Artikel 3 

5. In Artikel 3 ist § 6 Abs. 3 Satz 2 Bundesstraßen- 
vermögensgesetz wie folgt zu fassen: 

„Er gilt Zweckausgaben, die bei der Entwurfs- 
bearbeitung und Bauaufsicht entstehen, durch 
die Zahlung einer Pauschale in Höhe von 
7,5 v. H. der Baukosten «ab." 

Begründung 

Die obersten Straßenbaubehörden der Länder 
haben sich bereits seit dem Jahre 1955 wieder- 
holt wegen einer Erhöhung der Pauschale an 
den Bundesminister für Verkehr gewandt, sind 
aber stets am Widerstand des Bundesministers 
der Finanzen gescheitert. Schließlich hat der 
Bundesrat am 18. März 1960 bei der Stellung- 
nahme zum Straßenbaufinanzierungsgesetz die 
Bundesregierung gebeten, den Pauschalsatz ent- 
sprechend den tatsächlichen Verhältnissen auf 
mindestens 5 v. H. zu erhöhen - — BR-Druck- 
sache 72/60 (Beschluß). 

Im Hinblick auf die in den letzten zehn Jahren 
überproportional gestiegenen Lohnkosten muß 
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die Pauschale jetzt auf 7,5 v. H. der Baukosten 
angehoben werden. 


Zu Artikel 5 

6. § 6 Satz 3 ist wie fogt zu fassen: 

„Jeder Bundesminister kann ihr im Einzelfall 
die Durchführung von Bauvorhaben übertragen; 
hierzu bedarf es des Einvernehmens des Bun- 
desministers der Finanzen und der für die Fi- 
nanzverwaltung zuständigen obersten Landes- 
behörde.“ 

Begründung 

Die Bauaufgaben des Bundes, die nicht unter 
den in § 6 Sätze 1 und 2 E FVG enthaltenen 
Aufgabenkatalog fallen, werden z. Z. auf Grund 
von Verwaltungsabkommen des Bundes und der 
Länder von den Finanzbauverwaltungen der 
Länder wahrgenommen. Die vorgesehene Er- 
weiterung der Aufgaben der Bundesbaudirek- 
tion muß im Einzelfall neben dem Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen der Zu- 
stimmung der für die Finanzverwaltung zustän- 
digen obersten Landesbehörde unterliegen, da 
derartige Maßnahmen erfahrungsgemäß erheb- 
, liehe negative Auswirkungen auf die Personal- 
situation der Bauverwaltung in den Ländern 
sowie auf die jeweilige Baumarktlage haben. 

7. In § 8 Abs. 7 ist Satz 1 zu streichen. 

Begrün d u n g 

Für die Einrichtung einer Bundesbauabteilung 
bei der Oberfinanzdirektion besteht kein Be- 
dürfnis. Noch weniger ist ein Bedürfnis zur Ein- 
richtung örtlicher Bundesbaubehörden zu er- 
kennen. Bisher gibt es solche Behörden nicht; 
die Bundesbauten werden vielmehr von Landes- 
baubehörden durchgeführt. Die bisherige Praxis 
hat sich in vollem Umfang bewährt. 

Schließlich würde auch die Zersplitterung der 
staatlichen Bauverwaltung der Verwaltungsver- 
einfachung entgegenstehen und den technischen 
Fortschritt erschweren, zumal eine schnelle und 
wirtschaftliche Durchführung von Baumaßnah- 
men eine einheitliche Leitung in fachlicher, or- 
ganisatorischer und personeller Hinsicht ver- 
langt. 

8. a) § 9 Abs. 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Im übrigen sind auf den Oberfinanzpräsi- 
denten die beamten- und besoldungsrecht- 
lichen Vorschriften anzuwenden, die für die 
Landesbeamten gelten.“ 

b) In Artikel 13 sind die Absätze 1 und 2 zu 
streichen. Die bisherigen Absätze 3 und 4 
werden Absätze 1 und 2; hierbei sind in dem 
bisherigen Absatz 4 die Eingangsworte „Ab- 
satz 3“ durch die Worte „Absatz 1“ zu er- 
setzen. 


Begründung 

zu a) Das geltende Recht sieht vor, daß sich 
die Bezüge des Oberfinanzpräsiden- 
ten nach den Vorschriften des Landes 
richten, zu dem der Oberfinanzbezirk 
gehört. Da die notwendige Einheit- 
lichkeit durch das Erste Gesetz zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und 
Ländern vom 18. März 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 208) — 1. BesVNG — 
sichergestellt ist, besteht keine Ver- 
anlassung, nunmehr statt der für Lan- 
desbeamte geltenden Vorschriften die 
Bestimmungen des Bundes für an- 
wendbar zu erklären, zumal Schwie- 
rigkeiten bei der Anwendung der bis- 
herigen Regelung nicht bekannt ge- 
worden sind. 

Das Amt des Oberfinanzpräsidenten 
ist in den einzelnen Bundesländern in 
unterschiedliche Besoldungsgruppen 
eingereiht. Dadurch wird dem Um- 
stand Rechnung getragen, daß die 
Oberfinanzdirektionen sich nach Grö- 
ße und Steueraufkommen ganz erheb- 
lich voneinander unterscheiden. Diese 
sachlich gebotenen Differenzierungen, 
die in gleicher Art für das Amt des 
Finanzpräsidenten und in noch weiter- 
gehendem Maße für leitende Ämter 
im richterlichen Dienst und im Aus- 
wärtigen Dienst anerkannt sind, wür- 
den durch die beabsichtigte Regelung 
unmöglich gemacht werden, weil im 
Bundesbesoldungsgesetz nur eine Be- 
soldungsgruppe für Oberfinanzpräsi- 
denten vorgesehen ist. Die Besoldung 
der Oberfinanzpräsidenten muß über- 
dies in einem ausgewogenen Verhält- 
nis zu der Besoldung der anderen Lan- 
desbeamten stehen. Es kann ferner 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß die 
Landesabteilungen der Oberfinanzdi- 
rektionen durchweg eine erheblich 
größere Bedeutung haben als die Bun- 
desabteilungen. 

Die vom Bundestag verabschiedete 
Ubergangsregelung verstößt zudem 
gegen das Prinzip, daß bei der Über- 
leitung von Beamten in ein neues 
Rechts System der Rechtsstand dieser 
Beamten zu wahren ist. Dieses Prinzip 
liegt auch den Vorschriften des 
1. BesVNG zugrunde. 

zu b) Folgeänderung des Antrags zu Buch- 
stabe a. 

9. a) In § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie in § 19 Überschrift, 

Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 ist jeweils 
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das Wort „Mitwirkung" durch das Wort 
„Teilnahme" zu ersetzen. 

b) In § 19 Abs. 1 Satz 2 ist das Wort „verlan- 
gen" durch das Wort „anregen" zu ersetzen. 

Begründung zu a) und b) 

Die beantragte Fassung stellt eine für Bund 
und Länder gleichermaßen vertretbare aber 
auch ausreichende Beteiligung des Bundes 
an Betriebsprüfungen, die kraft Auftragsver- 
waltung originäre Aufgaben der Länder sind, 
dar. Die in dem Gesetzesbeschluß enthalte- 
nen weitergehenden Mitwirkungsrechte er- 
geben sich nicht zwingend aus Artikel 108 
Abs. 4 GG. Es ist auch nicht ersichtlich, in- 
wiefern durch die in dem Gesetzesbeschluß 
vorgesehene Fassung „der Vollzug der 
Steuergesetze erheblich verbessert oder er- 
leichtert wird". 

10. § 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz ist wie folgt zu 
fassen: 

„zur Gewährleistung gleicher Programmergeb- 
nisse und eines ausgewogenen Leistungsstandes 
ist das Benehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen herzustellen." 

Begründung 

Die Organisation des Einsatzes der automati- 
schen Einrichtungen ist Sache der Länder. Das 
geforderte Einvernehmen mit dein Bundesmini- 
ster der Finanzen begegnet deshalb verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken. Auch aus sachlichen 
Gründen müßte eine Beteiligung des Bundes 
ausreichen. 


Zu Artikel 17 

11. Absatz 1 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 1, Artikel 2 mit Ausnahme der Ab- 
sätze 2 und 3, Artikel 3 sowie § 5 Abs. 1 Nr. 2 
bis 7 des Gesetzes über die Finanzverwaltung in 
der Fassung des Artikels 5 treten am 1. Januar 
1972 in Kraft; die Absätze 2 und 3 des Artikels 2 
treten am 1. Januar 1974 in Kraft." 

Begründung 

Entgegen der bisherigen Regelung ist eine Er- 
stattung der bei den Ländern und kommunalen 
Gebietskörperschaften anfallenden Verwal- 
tungskosten für die von ihnen wahrgenomme- 
nen lastenausgleichsrechtlichen Angelegenhei- 
ten durch den Bund ab 1. Januar 1972 nicht mehr 
vorgesehen. 

Dadurch ist die ernsthafte Besorgnis entstanden, 
daß die finanzielle Belastung insbesondere der 
kommunalen Gebietskörperschaften mit diesen 
Verwaltungskosten die Organisation und die 
personelle Besetzung der Ausgleichsämter er- 
heblich beeinträchtigen würde. Die Folge wäre 
u. U. eine vor allem auch für den betroffenen 
Personenkreis untragbare Verzögerung der wei- 
teren Durchführung der Aufgaben der Aus- 
gleichsverwaltung, die durch die Gesetzgebung 
in den letzten Jahren — BFG, RepG, 23. ÄndG 
LAG — erneut erheblich an Gewicht gewonnen 
haben. 

Für eine Überleitungszeit von zwei Jahren er- 
scheint die Weitergeltung der bisherigen Rege- 
lung nicht nur rechtlich unbedenklich, sondern 
aus den vorstehenden Gründen auch geboten. 
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